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Zusammenstellung 

des 


Entwurfs eines Gesetzes 

über die 

Anerkennung freier Ehen rassisch und politisch Verfolgter 
- Nr. 699 der Drudisachen - 

mit den 

Beschlüssen des 23. Ausschusses 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Anerkennung freier 
Ehen rassisch und politisdi 
Verfolgter 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Haben Verlobte, denen aus 
rassischen Gründen die standes- 
amtliche Eheschließung unmöglich 
gemacht worden war, dessen un- 
geachtet den Entschluß, eine 
dauernde Verbindung einzu- 
gehen, durch Erwirken einer 
kirchlichen Trauung, durch Erklä- 
rung vor den Angehörigen oder 
auf andere Weise ernstlich bekun- 
det, so kann der Landes- 
j u s t i z m i n i s t e r , in der 
Hansestadt Hamburg die 
Senatskommission für 
die Justizverwaltung, 
wenn der Tod des einen Teils die 
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Entwurf eines Gesetzes 
über die Anerkennung freier 
Ehen rassisch und politisch 
Verfolgter 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Haben Verlobte, denen aus 
rassischen Gründen die standes- 
amtlidic Eheschließung unmöglich 
gemacht worden war, dessen un- 
geachtet den Entschluß, eine dau- 
ernde Verbindung einzugehen, 
durch Erwirken einer kirchlichen 
Trauung, durch Erklärung vor den 
Angehörigen oder auf andere 
Weise ernstlich bekundet, so kann 
die Landesjustizvcrwaltung, wenn 
der Tod des einen Teils die Nach- 
holung der standesamtlichen Ehe- 
schließung verhindert hat, der Ver- 
bindung die Rechts Wirkungen einer 
gcsetzlidien Ehe zuerkennen. Hier- 
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Entwurf 

Nachholung der standesamtlichen 
Eheschließung verhindert hat, der 
Verbindung die Rechtswirkungen 
einer gesetzlichen Ehe zuerken- 
nen. Hierbei ist der Tag festzu- 
setzen, welcher als Tag der Ehe- 
schließung zu gelten hat. 

(2) Ist die standesamtliche Ehe 
Schließung vor Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes nachgeholt worden, 
so kann der Landesjustiz- 
minister, in der Hanse- 
stadt Hamburg die Se- 
nat s k o m m i s s i o n für die 
Justizverwaltung, wenn 
dies zur Wiedergutmachung eines 
Schadens erforderlich ist, bestim- 
men, daß die Wirkungen der Ehe- 
schließung schon von einem früheren 
Zeitpunkt an als eingetreten gel- 
ten. Dies gilt entsprechend, wenn 
die Abwesenheit eines Teiles die 
Nachholung der standesamtlichen 
Eheschließung bis zum Inkraft- 
treten dieses Gesetzes verhindert 
hat und die standesamtliche Ehe- 
schließung binnen 6 Monaten nach 
Wegfall des Hindernisses nachge- 
holt wird. Ein bloßer Vermögens- 
schaden ist nur zu berücksichtigen, 
wenn er nadi den Verhältnissen 
der Beteiligten erheblich ist. 

(3) Eine Anordnung nach Ab- 
satz 1 und 2 hat keine Rechtswir- 
kung für das eheliche Güterrecht. 

§2 


( 1 ) Antragsberechtigt sind im 
Falle des § 1 Absatz 1 der über- 
lebende Verlobte, im Falle des § 1 
Absatz 2 beide Ehegatten ge- 
meinsam oder, falls ein Ehegatte 
verstorben ist, der andere Ehe- 
gatte. 

( 2 ) Der Antrag kann nur bin- 
nen eines Jahres nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes, von ei- 
nem Kriegsgefangenen 
und seinem Ehegatten 
binnen einesjahres nach 
der Rückkehr aus der Ge- 
fangenschaft, gestellt wer- 
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bei ist der Tag festzusetzen, wel- 
cher als Tag der Eheschließung zu 
gelten hat. 


(2) Ist die standesamtliche Ehe 
Schließung vor Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes nachgeholt worden, 
so kann die Landesjustizverwal- 
tung, wenn dies zur Wiedergut- 
madaung eines Schadens erforder- 
lich ist, bestimmen, daß die Wir- 
kungen der Eheschließung schon 
von einem früheren Zeitpunkt an 
als eingetreten gelten. Dies gilt 
entsprechend, wenn die Abwesen- 
heit eines Teiles die Nachholung 
der standesamtlichen Eheschlie- 
ßung bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes verhindert hat und die 
standesamtliche Eheschließung 
binnen 6 Monaten nach Wegfall 
des Hindernisses nachgeholt wird. 
Ein bloßer Vermögensschaden ist 
nur zu berücksichtigen, wenn er 
nach den Verhältnissen der Betei- 
ligten erheblich ist. 


(3) Eine Anordnung nach Absatz 

1 und 2 hat keine Rechtswirkung 
für das eheliche Güter recht. 

§ 2 

(1) Die Anordnung nach § 1 Ab- 
satz I oder Absatz 2 ergeht nur 
auf Antrag. 

(2) Antragsberechtigt sind im Falle 
des 5 1 Absatz 1 der überlebende 
Verlobte, im Falle des § 1 Absatz 

2 die Ehegatten gemeinsam oder, 
falls ein Ehegatte verstorben ist, 
der andere Ehegatte. 

(3) Der Antrag muß binnen eines 
Jahres nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes gestellt werden. 

(4) Abwesende,insbesondereKriegs- 
gefangene, können den Antrag 
nadi § 1 Absatz 1 noch binnen 
eines Jahres nach ihrer Rückkehr 
stellen. Im Falle des § 1 Absatz 2 
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Entwurf 

den. IstimFalledes§ 1 Ab- 
satz 1 der eine Verlobte 
verschollen, so kann der an- 
dere Verlobte den Antrag binnen 
eines Jahres nach der Todeserklä- 
rung oder der Feststellung des 
Todes stellen. 


(3) Für die Anordnung 
ist die Landesjustizverwaltung zu- 
ständig, in deren Bereich der An- 
tragsteller zur Zeit des Antrags 
seinen Wohnsitz hat. Haben die 
Ehegatten keinen gemeinsamen 
Wohnsitz, so ist der Wohnsitz des 
Ehemannes maßgebend. 


(4) Für das Verfahren werden 
keine Gebühren erhoben. 

§3 

Die Bestimmungen der §§1,2 
gelten sinngemäß für die außer- 
gesetzliche Verbindung eines poli- 
tisch Verfolgten, sofern dieser 
wegen der Verfolgung unter fal- 
schem Namen, verborgen oder in 
sonstiger Weise außerhalb der 
bürgerlichen Ordnung lebte und 
hierdurch an der standesamtlichen 
Eheschließung gehindert war. 

§ 4 

Die §§ 1 bis 3 gelten nicht 
in den Ländern Bayern, 
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genügt es, wenn sie und ihre 
Ehegatten den Antrag binnen 
6 Monaten nach der Eheschließung 
stellen. 

(5) Im Falle der Todeserklärung 
oder der gerichtlichen Feststellung 
der Todeszeit eines Verlobten kann 
der andere Verlobte den Antrag 
nach § 1 Absatz 1 binnen eines 
Jahres nach der Todeserklärung 
oder der Feststellung der Todes- 
zeit stellen. 

(6) Sind beide Verlobte oder 
beide Ehegatten verstorben, so 
kann der Antrag von jedem ge- 
meinschaftlichen Kind binnen der 
Fristen der Absätze 3 bis 5 ge- 
stellt werden. 

§ 2a 

(1) Für eine Anordnung nach § 1 
ist die Landesjustizverwaltung zu- 
ständig, in deren Bereidi der An- 
tragsteller zur Zeit des Antrags 
seinen Wohnsitz hat. Haben die 
Ehegatten keinen gemeinsamen 
Wohnsitz, so ist der Wohnsitz des 
Ehemannes maßgebend. Hat keiner 
der Antragsberechtigten seinen 
W ohnsitz im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes, so ist die Senats- 
kommission für die Justizverwal- 
tung in Hamburg zuständig. 

(2) Für das Verfahren werden kei- 
ne Gebühren erhoben. 

§ 3 ^ 

Die Bestimmungen der §§ 1 bis 2a 
gelten sinngemäß für die außerge- 
setzliche Verbindung eines politisch 
Verfolgten, sofern dieser wegen der 
Verfolgung unter falschem Namen, 
verborgen oder in sonstiger Weise 
außerhalb der bürgerlichen Ord- 
nung lebte und hierdurch an der 
standesamtlichen Eheschließung ge- 
hindert war. 


S 4 

entfällt 



Entwurf 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 


Bremen, Hessen und Würt- 
temberg-Baden. Hat der 
Antragsberechtigte sei- 
nen Wohnsitz in einem 
dieser Länder und macht 
er glaubhaft, daß er ohne 
sein Verschulden verhin- 
dert war, den Antrag bin- 
nen der in den landes- 
rechtlichen Vorschrif- 
ten über die Anerken- 
nung freier Ehen rassisch 
und politisch Verfolgter 
bestimmten Frist zu stel- 
len, sokannerdenAntrag 
binnen 3 Monaten nach 
Inkrafttreten dieses Ge- 
setz essteilen. 


§ 4a (neu) 

Die in § 5 des Gesetzes über die 
Behandlung der Verfolgten des 
Nationalsozialismus in der Sozial- 
versicherung vom 22. August 1949 
(WiGBl. 1949 S. 263) für die 
Stellung eines Rentenantrages vor- 
gesehene Frist rechnet von der 
Rechtskraft des Beschlusses an, 
durch den einer Verbindung die 
Rechtswirkungen einer gesetz- 
lichen Ehe zuerkannt werden oder 
durch den die Wirkungen der 
Eheschließung bereits als früher 
eingetreten festgestellt werden. 
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